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Anpassungen in der Satzung des NWL zur Umsetzung der künftigen 
NWL Finanzverfassung 

 
 
Anpassungen im Zusammenhang mit der neuen Finanzverfassung  
 

Regelung NWL-Satzung Anpassung 
§ 13 (1) Der Zweckverband legt jährlich begin-
nend mit dem zweiten Haushaltsjahr eine Teil-
raumergebnisrechnung zur Finanzierung der 
Verkehrsleistungen vor. Weist die Teilraumer-
gebnisrechnung für das Gebiet eines oder meh-
rerer Mitglieder aus, dass die für einen für den 
Teilraum veranschlagten Zuwendungen des 
Landes für die Finanzierung der Verkehrsleis-
tungen in diesem Gebiet nicht ausreichen, sind 
die betroffenen Mitglieder zu einem Ausgleich 
durch Zahlung einer Sonderumlage verpflichtet. 

Eine Teilraumergebnisrechnung konnte es bisher 
faktisch nicht geben. Im Rahmen der neuen NWL 
Finanzverfassung ist eine teilräumliche Betrach-
tung der Verkehre auch nicht mehr vorgesehen. 
Ebenso entfällt die hier verankerte teilräumlichen 
Ausgleichspflicht, für entsprechende Umlagere-
gelungen sind Anpassungen in § 14 vorzuneh-
men. 
 
Der Absatz wird gestrichen 
 

§ 13 (2) Weist die Teilraumergebnisrechnung 
für das Gebiet eines oder mehrerer Mitglieder 
einen Überschuss der für das Gebiet veran-
schlagten Zuwendungen des Landes aus, hat 
der Zweckverband diese Mittel in den Gebieten 
dieser Mitglieder in angemessener Frist einzu-
setzen oder an diese auf der Grundlage des § 
11 Abs. 1 S. 3 ÖPNVG weiterzuleiten. 
 

Wie bereits zu Ziffer 1) ausgeführt, sieht die künf-
tige Finanzverfassung eine Teilraumergebnis-
rechnung nicht mehr vor. Die Leistungsbestel-
lung sowie die Verwendung von Überschüssen 
werden in der örV geregelt. 
 
Der Absatz wird gestrichen 
 

§ 13 (3) Die Mitgliedsverbände werden dafür 
Sorge tragen, dass die prozentualen Anteile der 
Mitgliedsverbände -gemessen an Betriebsleis-
tungen (Infrastrukturkosten und Fahrbetriebs-
kosten), der Fläche und der Einwohnerzahl- alle 
drei Jahre neu festgestellt werden und bei der 
Verteilung der Finanzmittel grundsätzlich be-
rücksichtigt werden sollen. Die Mitgliedsver-
bände verpflichten sich zu einer neuen Finan-
zierungsregelung, falls die Teilraumergebnis-
rechnung oder die Verteilung der Landesmittel 
für eines oder mehrere Mitglieder zu einer un-
zumutbaren Härte führen würde. 

Da die Finanzierung der Verkehre künftig solida-
risch auf der Grundlage einer gemeinsamen Be-
schlussfassung im NWL erfolgt, müssen die pro-
zentualen Anteile nicht alle drei Jahre neu fest-
gestellt werden. Ebenso bedarf es aufgrund der 
solidarischen Finanzierung der Verkehre keiner 
Regelung mehr, die besondere Härten einzelner 
Mitgliedsverbände abgefedert.  
 
Der Absatz wird gestrichen  
  

 



 
§ 13 (4) Einzelheiten der Teilraumergebnisrech-
nung werden zwischen den Mitgliedsverbänden  
in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
geregelt. 
 

Bereits die heutige örV beinhaltet keine weiteren 
Regelungen zur Ausgestaltung der Teilraumer-
gebnisrechnung. 

 
Der Absatz wird gestrichen 

 
 
§ 14 (1) Soweit die Landesmittel sowie die 
sonstigen Einnahmen des Zweckverbandes 
nicht zur Deckung des Finanzbedarfs ausrei-
chen, erhebt der Verband eine Umlage. Er 
kann Abschlagszahlungen fordern, die nach 
dem Voranschlag im Haushaltsplan zu bemes-
sen sind.  

 

Der Abs. 1 enthält nur allgemeine Umlagerege-
lungen, eine Anpassung ist nicht erforderlich. 
 
Der Absatz braucht nicht geändert zu werden 
 
 

 
§ 14 (2) Die Umlage muss eine verursacherge-
rechte Verteilung der Verluste auf der Basis 
der Teilergebnisrechnung ermöglichen. Zu-
satzleistungen auf Wunsch einzelner Mit-
gliedsverbände werden von diesen finanziert.  
 

Der Absatz soll wie folgt geändert werden 
Die Umlage muss eine verursachergerechte Ver-
teilung der Verluste auf der Basis der Zugkilome-
ter der Teilräume ermöglichen.  
 
 

 
 
Umsetzung einer Satzungsanpassung beim Abschlusses von Vergabeverfahren  
 
In einem Abstimmungstermin der Verbandsvorsteher und Geschäftsführer der Mitgliedsver-
bände am 08.01.2015 wurde bereits ergänzend das Thema „abschließende Beschlussfas-
sung bei Vergabeverfahren“ diskutiert, mit dem Ergebnis, die bisherige Satzungsregelung 
anzupassen: 
 
Auszug aus dem Ergebnisvermerk vom 08.01.2015: 

 
„Hinsichtlich der Rolle des NWL-Vergabeausschusses wird über die Sinnhaftigkeit der jeweils vor-
geschalteten Verbandsversammlungen der MZV zum Zeitpunkt der Vergabe diskutiert; die Sachlage 
ist in der Regel eindeutig, sobald die Angebote der EVU ausgewertet worden sind. Es wäre völlig aus-
reichend, wenn nur der Vergabeausschuss abschließend über die jeweilige Vergabe entscheidet. Dies 
sollte im Rahmen einer Satzungsänderung berücksichtigt werden, wobei sicherzustellen ist, dass die 
Teilräume beim Start des Verfahrens und der Definition des Vergabegegenstandes zu beteiligen sind.“  

 
Darauf aufbauend wird von der AG Finanzen nachfolgender Vorschlag unterbreitet: 
 
§ 7 (2) Buchstabe f)  
Abschluss, wesentliche Veränderung und Auf-
hebung von Verkehrsverträgen (2/3 der sat-
zungsgemäßen Stimmen/Zustimmung der 
betroffenen Mitgliedsverbände) 

 

§ 7 (2) Buchstabe f) neu 
Abschluss von Verkehrsverträgen (2/3 der sat-
zungsgemäßen Stimmen). Start des Verfahrens 
und Definition des Vergabegegenstandes sowie 
wesentlichen Veränderungen oder Aufhebung 
von Verkehrsverträgen (2/3 der satzungsgemä-
ßen Stimmen/Zustimmung der betroffenen Mit-
gliedsverbände)  

 
 
 


